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Positionspapier

Flr eine neue Krankenhauspolitik in

Baden-Wirttemberg

Das Land Baden-Wiirttemberg verfiigt Gber keine umfassende, nachvollziehbare und an ob-
jektiven Kriterien messbare Krankenhausplanung und genauso mangelt es an einer ausrei-
chenden und transparenten Finanzierung notwendiger Investitionskosten. Die SPD-Landtags-
fraktion will das andern. AuBerdem fordern wir, dass die KrankenhausschlieBungspolitik der
griin-schwarzen Landesregierung ab sofort ausgesetzt wird, bis ein neues Konzept fir die
Krankenhausplanung vorliegt. KrankenhausschlieBungen, die ohne sektoreniibergreifende
Gesundheitsplanung und ohne Erkenntnisse Gber deren Auswirkungen auf die gesundheitli-
che Versorgung der Bevoélkerung vor Ort vorgenommen werden, kdnnen und wollen wir nicht

mehr hinnehmen.
So funktioniert die Krankenhausfinanzierung in Deutschland

Die Krankenhausfinanzierung in Deutschland folgt dem Prinzip der ,, dualen Finanzierung": Be-
triebskosten der Krankenhduser, die fir die Behandlung von Patientinnen und Patienten ent-
stehen, werden im Wesentlichen von den gesetzlichen und privaten Krankenversicherungen
sowie der Beihilfe finanziert. Investitionskosten werden hingegen gréRtenteils von den Bun-
desldandern Gbernommen. Dementsprechend entscheiden die Lénder, wo Krankenhduser ge-

baut, erweitert oder geschlossen werden.

Das Krankenhausfinanzierungsgesetz verpflichtet die Lander, Krankenhauspldane und Investi-
tionsprogramme aufzustellen, ,,um eine qualitativ hochwertige, patienten- und bedarfsge-
rechte Versorgung der Bevolkerung mit leistungsféhigen, digital ausgestatteten, qualitativ

hochwertig und eigenverantwortlich wirtschaftenden Krankenhausern zu gewahrleisten”.
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Aktueller Stand der Krankenhausplanung in Baden-Wiirttemberg

Der Krankenhausplan fiir das Land Baden-Wiirttemberg wird vom Sozialministerium in enger
Zusammenarbeit mit dem Landeskrankenhausausschuss erstellt — dies geschah zuletzt im Jahr
2010. Er enthalt insbesondere allgemeine Zielsetzungen und Kriterien fiir die Investitionsfor-
derung sowie die Standorte der Krankenhduser, deren Fachabteilungen und die Gesamtplan-
bettenzahl. Aktuell gibt es in Baden-Wirttemberg keine umfassende und transparente Kran-
kenhausplanung. Der inhaltliche Teil des bisherigen Krankenhausplans befasst sich nur mit ru-

dimentdren und ungeniigenden Ansatzen bzw. Planungskriterien.

Fir die somatischen Fachgebiete wird dabei nur ein Planbettenkontingent festgelegt, inner-
halb dessen Krankenhaustrager ihre Betten in eigener Verantwortung auf die verschiedenen
Fachabteilungen verteilen kénnen. Fir bestimmte Fachgebiete — zuletzt in der Kinder- und
Jugendpsychiatrie — wurde der Landeskrankenhausplan zwar weiterentwickelt und konkreti-
siert, insgesamt fehlt aber ein Gesamtkonzept fir die Krankenhausversorgung in Baden-Wdrt-

temberg.
Aktuelle Versorgungssituation in Baden-Wiirttemberg

In Baden-Wirttemberg gibt es 249 Plankrankenh&user. Fiir gréBere InvestitionsmalRnahmen
stellen deren Trager Einzelantrage, die dann nach einer Prifung durch die Landesregierung
mit einem ,, angemessenen” Finanzierungsbeitrag in das Jahreskrankenhausbauprogramm des

Landes aufgenommen werden — oder eben nicht.
Fur kleinere Investitionskosten zahlt das Land eine Pauschale.

Das Jahreskrankenhausbauprogramm 2021 hatte ein Volumen von 248 Mio. Euro. Die Pau-
schalforderung fiir alle Krankenhauser im Krankenhausplan betrug etwa 160 Mio. Euro. Ein-
schliefllich der Kofinanzierung des Landes fiir Bundesfonds betrugen die Landesmittel fiir
Krankenhausfinanzierung etwa 450 Mio. Euro. Die Finanzierung der Zentren fiir Psychiatrie ist

jedoch nicht mitgerechnet.

Baden-Wirttemberg verfugt grundsatzlich tGber eine leistungsfahige Krankenhausversorgung
mit gut 54 000 Betten. 69 Prozent dieser Krankenhausbetten befinden sich in 6ffentlicher Tra-

gerschaft, 18 Prozent in freigemeinnitziger und 13 Prozent in privater.



SPD

BADEN-WURTTEMBERG

Die Gesundheitsversorgung im Land profitiert ungemein von modernen Kliniken, héchster
Fachlichkeit und sehr guten ambulanten Hilfsangeboten. Zur Wahrheit gehoért aber auch, dass
Baden-Wiirttemberg mit 50 Betten je 10 000 Einwohnerinnen und Einwohner deutschland-

weit iber die geringste Bettendichte verfligt — der Bundesschnitt liegt bei 60 Betten.

In den letzten 10 Jahren wurde die Anzahl der Krankenh&user im Land von 285 auf 249 und

die Bettenzahl von ungefahr 58 000 auf etwa 54 000 verringert.

Vor allem kleinere Hauser waren dabei von SchlieBungen betroffen, wobei deren Betten teils
auf groRere Kliniken verlagert wurden, teils aber auch wegfielen. Mitunter kam es aber auch
nur zu SchlieBungen bestimmter Fachabteilungen in kleineren Krankenhdusern, was beson-

ders im Bereich der Geburtshilfe 6ffentlich mit Sorge wahrgenommen wurde.

Einige dieser SchlieBungen mégen sich zwar durch eine damit verbundene Verbesserung oder
Stabilisierung der Gesundheitsversorgung in Form von zentralen Klinikstandorten im selben
Raum erklaren lassen. Oftmals wurden solche Kriterien jedoch nicht erfiillt — hdufig, weil sie
gar nicht als Grundlage fiir die entsprechenden Diskussionen herangezogen wurden, die sich

stattdessen primar um Aspekte der Wirtschaftlichkeit fiir Kliniktréager drehten.
Aktueller Stand der Investitionskostenforderung in Baden-Wiirttemberg

Die relativ gute Krankenhausversorgung im Land geht unter anderem auf die Steigerung der
Investitionsmittel um 35 % auf zuletzt 455 Mio. Euro pro Jahr unter Federfiihrung der SPD in
den Jahren 2011 bis 2016 zurtick. Damals lag Baden-Wirttemberg im Landervergleich der In-
vestitionskostenférderung pro Bett und Jahr ganz vorn. Aufgrund der seitdem stagnierenden
Landesmittel konnten Hamburg, Schleswig-Holstein und Bayern vorbeiziehen. Der Bundes-
durchschnitt betragt momentan 7 388 Euro pro Bett und Jahr; Baden-Wirttemberg zahlt 9
552 Euro. In der Zwischenzeit haben sich allerdings die Baukosten bundesweit deutlich und in
Baden-Wiirttemberg noch einmal ganz besonders erhéht. Zudem steht eine ganze Reihe von
GrolRprojekten mit hohem Kostenvolumen an — insbesondere in den Stadt- und Landkreisen
Boblingen, Ortenaukreis, Mannheim, Esslingen, Konstanz, Goppingen, Ostalbkreis, Rastatt mit
Baden-Baden, Ravensburg, Reutlingen, Sigmaringen oder dem Zollernalbkreis. Die Pauschal-
forderung des Landes stagniert wahrenddessen bereits seit langem bei etwa 160 Mio. Euro
pro Jahr und reicht vielen Krankenhdusern vorne und hinten nicht mehr. Insofern fehlen zu-

nehmend dringend notige Investitionsmittel.
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Aktueller Stand der Betriebskostenfinanzierung fiir Baden-Wiirttemberg

Hinzu kommt, dass auch die Betriebskostenfinanzierung durch die Versicherungen in vielen
Bereichen nicht ausreicht. Das gilt ganz besonders in Baden-Wirttemberg. Insbesondere der
hiesige Landesbasisfallwert bildet die im Vergleich recht hohen Personalkosten (héhere Ta-
rifbindung, mehr tarifliche und Gbertarifliche Zulagen) nicht angemessen ab. Zudem liegen die

Personalschliissel in Baden-Wiirttemberg in vielen Bereichen héher als im Bundesschnitt.

Die Kombination mangelnder Investitionskosten aus dem Landeshaushalt mit der unzu-
reichenden Betriebskostendeckung durch die Krankenversicherungen fiihrte 2019 dazu, dass

46 % der Krankenhduser in Baden-Wirttemberg negative Jahresbilanzen verzeichneten.

Corona-Folgen fiir die Krankenhduser in Baden-Wiirttemberg

Im Zuge der Corona-Krise wurden viele Mehrausgaben und Mindereinnahmen der Kranken-
hduser durch zusatzliche Leistungen des Bundes und gesonderte Landesforderungen ausge-
glichen. Dennoch blieben viele Trager auf Teilen der entstandenen Mehrkosten sitzen und
staatliche FordermaRnahmen erreichten nicht alle Bereiche gleichermalen. Viele Kranken-
hauser verzeichneten daher durch die Pandemie zusatzlich deutliche Defizite. Knapp zwei Drit-
tel aller baden-wiirttembergischen Kliniken rechnen deshalb ohne weitere Ausgleichsmal3-

nahmen mit roten Zahlen in 2021.
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Aktuelle Herausforderungen fiir die Krankenhausplanung und -finanzierung in Baden-Wiirt-

temberg

Im Bereich der Krankenhausplanung und -finanzierung steht aktuell nicht nur, aber eben ins-

besondere auch Baden-Wiirttemberg vor folgenden grofen Herausforderungen:

Die wirtschaftliche Schieflage vieler Krankenhduser sowie auch medizinisch sinnvolle
Spezialisierungen und teilweise leider auch der Mangel an Fachkradften fiuhren zu Dis-
kussionen liber Konzentrationen von Leistungen an zentraleren Standorten.

Die Planung der Verteilung von Behandlungsbetten muss dringend angepasst werden.
Denn bessere ambulante Behandlungsmethoden sowie der Riickgang der Verweil-
dauer bei Klinikbehandlungen fiihren in einigen Bereichen zu geringerer Auslastung,
wahrend etwa die Zunahme von alteren Menschen andernorts zu neuem Bettenbe-
darf, teils sogar in anderen Kliniken, flhrt.

Viele Krankenhaustrager kdnnen ihre Hauser nicht mehr wirtschaftlich betreiben. Dazu
gehoren auch viele kleinere Kliniken in landlichen Gegenden, die zwar in ihrer Region
far die medizinische Grundversorgung wichtig sind, aber nicht an den Auslastungsgrad
der zentralen Krankenh&user heranreichen konnen. Bei einer SchlieBung dieser Hauser
bzw. bereits der Diskussion dariber fiihlen sich Birgerinnen und Blrger bedroht, vor
allem, wenn sich dadurch lange Fahrtzeiten zum nachsten Krankenhaus mit einem ent-
sprechenden Versorgungsauftrag abzeichnen.

Eine angemessene stationdre Notfallversorgung fir Patientinnen und Patienten mit
akut einsetzenden schweren und lebensbedrohlichen Erkrankungen oder Verletzun-
gen auf dem heutigen Stand der Medizin ist nur in Krankenhdusern oberhalb der
Grundversorgung mit einer Zentralen Notaufnahme einschlief§lich Radiologie und
Stroke-Unit (Zentrum zur Erstbehandlung von Schlaganfallpatienten) sinnvoll. Die Erst-
versorgung und der Transport miissen daher durch einen schnell verfligbaren Ret-
tungsdienst (Rettungswagen und Notarzt oder Rettungshubschrauber) von hoher Qua-
litat sichergestellt werden. Eine sinnvolle Rettungskette endet erst dort, wo die not-

wendige stationdre Versorgung tatsachlich erbracht werden kann.
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Plane der Bundesregierung

Mit den im und um das Krankenhausstrukturgesetz sowie den Krankenhausstrukturfonds?
vereinbarten Mallnahmen reagierte der Gesetzgeber in einem Kompromiss zwischen Bund
und Léndern auf diese Herausforderungen. Hinzu kam auBerdem der Krankenhauszukunfts-

fonds?. Fiir Baden-Wiirttemberg werden diese MaBnahmen jedoch nicht ausreichen.

Denn insgesamt wandelt sich die ambulante und stationdare Gesundheitsversorgung momen-
tan stark, im landlichen Bereich jedoch vor allem dadurch, dass Hausarztpraxen keine Nach-
folge finden und schlieBen miissen sowie Krankenhausstandorte aufgegeben werden. Fir die
Bevolkerung in den betroffenen Gegenden stellen diese SchlieRungen keine politisch zu ak-
zeptierende Strategie dar. Deshalb begriiRen wir es, dass die SPD im Bund eine Neuorientie-
rung auf den Weg bringt und Bundesgesundheitsminister Lauterbach bereits eine Regierungs-
kommission fiir eine moderne und bedarfsgerechte Krankenhausversorgung eingesetzt hat.

Folgendes ist dazu im Koalitionsvertrag auf Bundesebene vereinbart:

e die Forderung der Ambulantisierung bislang unnétig stationdr erbrachter Leistungen,

e der Ausbau multiprofessioneller, integrierter Gesundheits- und Notfallzentren,

e die Weiterentwicklung der ambulanten Bedarfs- und stationdren Krankenhausplanung zu
einer sektorenibergreifenden Versorgungsplanung,

e eine kurzfristig bedarfsgerechte, auskdmmliche Finanzierung fiir die Padiatrie, Notfallver-
sorgung und Geburtshilfe sowie

e die Weiterentwicklung der Krankenhausplanung und -finanzierung auf der Grundlage von

Empfehlungen einer Regierungskommission.

Diese bundespolitischen MaRnahmen sind moglichst schnell umzusetzen.

 Uber die mit dem Krankenhausstrukturfonds verbundenen MaRnahmen zur Weiterentwicklung der Krankenhaus-
struktur erhalten die Lander, wenn sie insbesondere die Kofinanzierung sicherstellen, seit dem Jahr 2016 Bundes-
mittel. Mit der Neugestaltung erhalt Baden-Wurttemberg flir die Jahre 2019 bis 2024 insgesamt etwa 250 Mio. Euro
an Bundesmitteln.

2 Zusatzliche Bundesmittel werden fiir eine modernere und bessere investive Ausstattung der Krankenhauser bewil-
ligt. Gefordert werden hier MaRnahmen zur Modernisierung der Notfallkapazitaten, Verbesserung der digitalen Inf-
rastruktur der Krankenhauser in den Bereichen der internen und sektorentlibergreifenden Versorgung, Ablauforgani-
sation, Kommunikation, Telemedizin, Robotik, Hightechmedizin und Dokumentation sowie IT- und Cybersicherheit
der Krankenhauser. Auf Baden-Wirttemberg entfallt ein Anteil von 170 Mio. Euro.
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Daneben sind uns in der Landespolitik folgende Leitlinien wichtig:

1. Die Landesregierung muss eine umfassende, nachvollziehbare und an objektiven Krite-

rien messbare Krankenhausplanung vorlegen

e Wir brauchen eine Investitionskostenforderung mit einem Zukunftskonzept, das
eine regionale Krankenhausplanung mit einem medizinisch zukunftsfahigen und
wirtschaftlich tragfahigen Konzept beinhaltet und auf der Grundlage von nachvoll-
ziehbaren Kriterien erfolgt. Dabei bendtigen wir auch einheitliche und tberprif-
bare Qualitdtsvorgaben je Versorgungsangebot sowie eine Fallzahlenanbindung.
Zudem ist die Entwicklung der Einwohnerzahl im Versorgungsgebiet relevant. Dies
ist fiir eine seriose Planung und Steuerung unerldsslich. Behandlungsplatze und
Bettenzahlen mussen nach dem Bedarf und nicht am Kriterium der Gewinnmanxi-
mierung bzw. der Defizitvermeidung ausgerichtet werden.

e Die Planung der medizinischen Versorgung der Bevélkerung darf nicht an den
Grenzen der Landkreise aufhéren, auch nicht an den Grenzen zu Bayern, Hessen
und Rheinland-Pfalz. Und selbst die Zusammenarbeit mit den Kliniken in Frankreich
und in der Schweiz ist einzubeziehen.

e Wir fordern eine Krankenhauslandkarte fiir Baden-Wiirttemberg, die nicht nur
etwa bei der Schlaganfallversorgung oder den Brustzentren anzeigt, wo und mit
welcher Relevanz Therapiepldtze oberhalb der Grundversorgung sinnvoll einge-
setzt und in welchen schwach besiedelten Regionen unbedingt Krankenhauser der
Grundversorgung bestehen (bleiben) missen.

e Baden-Wiirttemberg braucht eine flichendeckende Versorgung mit Krankenhdu-
sern. Auch in landlichen Regionen missen immer mindestens die Bereiche Innere
Medizin, Chirurgie sowie Frauenheilkunde und Geburtshilfe sowie eine Basisnot-
fallversorgung® rund um die Uhr zur Verfiigung stehen. Die entsprechenden Hauser
sollen fiir die allermeisten Blirgerinnen und Biirger leicht erreichbar sein. Dabei ist

eine maximale PKW-Fahrzeit von 30 Minuten zu beriicksichtigen.

3 Zentrale Notaufnahme mit Schockraum und mindestens 6 Intensivbetten sowie innerhalb von maximal 30 Minu-
ten verfuigbare Facharzt*innen im Bereich Innere Medizin, Chirurgie und Andsthesie verfligbar, allerdings ohne zwin-
gende Behandlungskompetenz fiir Schwerverletzte oder Patient*innen etwa mit Herzinfarkt oder Schlaganfall.
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2. KrankenhausschlieBungspolitik der Landesregierung aussetzen

Die SPD-Landtagsfraktion fordert die Landesregierung auf, einen Paradigmen-
wechsel vorzunehmen und ihre KrankenhausschlieBungspolitik auszusetzen. Die
wirtschaftliche Situation von kleinen Krankenhadusern darf nicht mehr — gegen den
Willen der Landkreise — der Anlass fiir SchlieBungen sein.

Die Landesregierung darf den Plankrankenhdusern nicht mehr androhen, dass
das Land ihnen keine Fordermittel fiir Investitionen mehr zukommen lasst.

Die KrankenhausschlieBungspolitik der Landesregierung ist kein Konzept fiir die
medizinische Versorgung. Sie muss mindestens bis zu dem Zeitpunkt, bis die Lan-
desregierung wieder angemessene Investitionsforderung leistet sowie eine umfas-
sende, nachvollziehbare und an objektiven Kriterien messbare Krankenhauspla-

nung vorgelegt hat, ausgesetzt werden.

3. Sektoreniibergreifende Versorgungsplanung

Generell muss die Versorgungsplanung sektorenlibergreifend vorgenommen werden.

Sprich, ambulante und stationdre Strukturen —zum Beispiel in der Notfallbehandlung oder

der Radiologie — sind nicht nur gemeinsam zu betrachten, sondern auch sinnvoll zu ver-

zahnen.

Der gesetzlich verankerte, sektoreniibergreifende Landesausschuss fiir Gesund-
heit und Pflege soll zu einer du3erst wichtigen Planungsinstanz weiterentwickelt
werden. Bei Krankenhadusern, insbesondere in landlichen Regionen, muss deren
Rolle fiir die ambulante Versorgung beriicksichtigt werden — nicht nur, aber doch

ganz besonders bei der ambulanten Versorgung von Notfallen.

4. Es braucht 750 Mio. Euro fiir Krankenhausinvestitionen

Die bisherigen Landesmittel fiir die Krankenhausinvestitionen von etwa 450 Mio.
Euro fiir 2021 miissen auf 750 Mio. Euro erh6ht werden. Dabei geht es nicht nur
um die Steigerung der Baukosten, sondern auch um die Berlcksichtigung der Kos-
ten fuir moderne Krankenhausstrukturen. Wenn ein Krankenhaus bzw. eine Kran-
kenhausabteilung mit einer bestimmten Bettenzahl notwendig ist, dann sind auch

alle relevanten Investitionskosten vom Land zu Glbernehmen.
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Die darin enthaltene Pauschalforderung (160 Mio. Euro in 2021) muss endlich der
Kostenentwicklung folgen.

Alle Krankenh&user in Baden-Wiirttemberg brauchen dringend zusétzliche Mittel
fiir die Digitalisierung.

Die Politik des ,,Goldenen Handschlags” zulasten der Landkreise muss beendet
werden. Die Politik des ,,Goldenen Handschlags” zwischen dem Minister und der
Landratin bzw. dem Landrat Giber den Anteil der Landesférderung an den Investiti-
onskosten, der nicht selten unter 60 % liegt und in der Regel auf Kosten der Kran-

kenhaustrager geht, muss endlich der Vergangenheit angehoren.

5. Notfallfonds zur Erhaltung regional notwendiger Krankenhauser

Fiir die Versorgung der Bevélkerung notwendige Krankenhduser mit geringer Auslastung

in 1andlichen Regionen sind angemessene Sicherstellungszuschlige? fir die Aufrechterhal-

tung der Grundversorgung unerlasslich. Leider beriicksichtigen die Regelungen des Bundes

die gewachsenen Strukturen in Baden-Wirttemberg nur unzureichend.

Die Landesregierung muss ergianzende bzw. abweichende Vorgaben erlassen, da-
mit mehr Krankenhauser Sicherstellungszuschlage des Bundes erhalten. Dies ist
notwendig, um den regionalen Besonderheiten bei der Krankenhausversorgung
Rechnung zu tragen. Dann kénnten mehr als nur sechs Abteilungen in drei Kran-
kenhausern in Baden-Wiirttemberg eine solche Forderung erhalten.

Wir fordern die Einrichtung eines Notfallfonds, der mit jahrlich 100 Mio. Euro fir
die Versorgung wichtige Krankenhduser in wirtschaftlichen Notlagen in Baden-
Wirttemberg fiir einen begrenzten Zeitraum von max. fiinf Jahren unterstitzt. Vo-
raussetzungen fir die Beanspruchung dieses Notfallfonds missen objektiv nach-
vollziehbare Forderkriterien sein. Zudem muss sich der Landkreis zur Entwicklung
eines Zukunftskonzeptes fiir die stationadre Versorgung verpflichten, welches zu-

sammen mit dem Land erarbeitet wird.

4 Mit Sicherstellungszuschlagen nach § 136¢ Absatz 3 SGB V werden Krankenhauser finanziell unterstitzt, die fur die
regionale Basisversorgung der Bevolkerung notwendig sind, die aber —aufgrund der geringen Fallzahlen —ihre rele-
vanten Fachabteilungen nicht kostendeckend finanzieren kdnnen.
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6. Krisen beriicksichtigen

Zur Bewaltigung von zukiinftigen Krisen, wie z.B. Epidemien, Pandemien oder Katastro-
phenlagen, bendtigen wir
e eine sinnvolle Planung und Finanzierung von ausreichend und schnell zur Verfii-
gung stehenden Reservebetten sowie Reserveintensiv- und Beatmungspladtzen.
Hierfiir fordern wir zuverlassige Vereinbarungen mit den Krankenhausern.
¢ In den Krankenhdusern miissen auch in Krisensituationen und im Katastrophen-
fall ausreichend Schutzausstattung, Desinfektionsmittel, Medikamente und

Impfstoffe verfiigbar sein.

Juli 2022
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Anlage

Beispiele fiir (durchaus verbesserungsfahige) Krankenhauslandkarten

Geriatrische Behandlungseinheiten
an Akutkrankenhdusern in Baden-Wiirttemberg

O Geriatrische Behandlungseinheit

Zertifizierte Brustzentren in Baden-Wirttemberg

P
W Linei

i aheirm )

b Marnnheim
Heidelberg

L ]
Bruchsal L Hedlbronn .
Semeibisch Hall

® | arlsrune » Bistigheim-Bissingen

eLudwigsburg

.
LAzl #Waibiingen

W palen
Stuttgart Sdem.Muﬂangen

- [ _—
Baden-Baden _Csslingen
o Dathildem -

Bibdingpen
' * Wiringen
® Tibingen

L [ ]
Oiffenbung Fraudanstadl L lingen
‘L“II

L ]
Lahr
®rhingen

- ® flbstadt
L ) Rolttwed
Emmendingsn & Sigrmaringen ¥ giberach
® imngen-Schwenningen

L >
] Tutllingen

@ Ravensbung

@Friedrichshaen
®onsare E‘mn;:—n

e ]
Singen

2 ®enalden

Goppingen ﬂem .

11



	Für eine neue Krankenhauspolitik in  Baden-Württemberg

